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Der Nürnberger Prozeß — Mahnung und Verpflichtung

Anläßlich des 20. Jahrestages des Beginns des Nürn­
berger Hauptkriegsverbrecherprozesses veranstalteten 
die Gesellschaft für Völkerrecht in der DDR und die 
Juristische Fakultät der Humboldt-Universität Berlin 
am 3. Dezember 1965 eine wissenschaftliche Konferenz 
zum Thema „Die Bedeutung des Nürnberger Prozesses 
heute“. Die Hauptreferate über die völkerrechtlichen 
und die strafrechtlichen Aspekte des Themas hielten 
Prof. Dr. S t e i n i g e r  und Prof. Dr. L e k s c h a s .  Wir 
veröffentlichen im folgenden einen größeren Auszug aus 
dem zweiten Hauptreferat. D. Red.

In diesen Tagen vernehmen wir aus aller Welt Stel­
lungnahmen zur Bedeutung des Nürnberger Haupt­
kriegsverbrecherprozesses, deren einstimmiger Grund­
tenor ist, daß in Nürnberg sich mehr vollzog als die 
bloße Verurteilung der dort angeklagten Nazi-Verbre­
cher. Sie bestätigen die Worte General R u d e n k o s ,  
des sowjetischen Hauptanklägers, der in seiner Schluß­
rede vor dem Nürnberger Tribunal erklärte:
„Zum ersten Male in der Geschichte der Menschheit 
werden die Verbrecher an der Humanität für ihre Ver­
brechen vor einem internationalen Kriminalgericht zur 
Verantwortung gezogen ... Ein Gericht, das von frie- 
dens- und freiheitsliebenden Nationen geschaffen 
wurde, das den Willen und die Interessen der ganzen 
fortschrittlichen Menschheit ausdrückt und vertritt, 
einer Menschheit, die nicht die Wiederholung des Elends 
will, die nicht zulassen wird, daß eine Verbrecherbande 
ungestraft die Versklavung von Völkern und die Aus­
rottung von Menschen vorbereite und dann ihren fana­
tischen Plan ausführe, spricht Recht!“
Der Kampf der Völker der Welt gegen verbrecherische 
Kriegsanzettelung und Kriegführung und gegen die 
verbrecherischen Herrschaftsmethoden der Mächtigen 
erreichte in Nürnberg einen bis dahin nicht gekannten 
Höhepunkt. Im Urteilsspruch von Nürnberg wurde 
der kriminelle Charakter der vom Nazi-Regime began­
genen Untaten festgestellt. Es wurde konstatiert, daß 
es hier nicht um historisches oder politisches Unrecht 
schlechthin, sondern um kriminelles Unrecht geht, das 
seine Ahndung in individueller strafrechtlicher Ver­
antwortlichkeit finden muß. Im Nürnberger Prozeß 
gegen die Hauptkriegsverbrecher und in den Tausen­
den von Prozessen vor sowjetischen, amerikanischen, 
englischen, französischen, polnischen, tschechischen, 
ungarischen, bulgarischen, rumänischen, jugoslawi­
schen, italienischen, holländischen, belgischen, däni­
schen und norwegischen, vor österreichischen und nicht 
zuletzt vor deutschen Gerichten — also in einer 
Rechtsprechung, die sich in einer allumfassenden Fülle 
von Kriminalurteilen niederschlug — wurde einhellig 

.die Reelltsüberzeugung verwirklicht, daß die Untaten 
des Nazi-Faschismus zum Gegenstand des Strafrechts 
geworden waren. Die völkerrechtlichen Grundsätze 
wurden durch Gesetz und vor allem durch die Urteils­
sprüche der Gerichte europäischer und anderer Staaten

zum Inhalt auch des innerstaatlichen Strafrechts erhoben.
Die Wege hierzu waren überall verschieden: in Deutsch­
land gingen sie über das Potsdamer Abkommen, das 
Kontrollratsgesetz Nr. 10 und die Entwicklung einer 
Rechtsprechung, die — ausgesprochen oder unausge­
sprochen — die Ergebnisse des Nürnberger Prozesses 
zum Ausgangspunkt jedes einzelnen Verfahrens nahm.
Die in Nürnberg verkündeten Rechtsgrundsätze wur­
den durch die Rechtsprechung deutscher Gerichte als 
dem deutschen Strafrecht selbst immanente Grund­
sätze anerkannt.
In dieser Entwicklung verzeichnen wir den Sieg der 
Prinzipien von Nürnberg, die für Deutschland nicht 
fremdes Strafrecht irgendwelcher Siegermächte darstel­
len, sondern zum Bestandteil des in Urteilen prakti­
zierten nationalen Strafrechts werden mußten, weil in 
Deutschland nicht nur aus internationalen, sondern 
auch nationalen Gründen die Abrechnung mit der 
faschistischen Barbarei, die nationale Selbstreinigung 
vollzogen werden mußte. Dies gilt es neben der Her­
aushebung der internationalen Bedeutung von Nürn­
berg im Bewußtsein des deutschen Volkes wachzuhal­
ten. Die DDR hat diese aus grundsätzlichen und natio­
nalen Beweggründen gebotene Haltung zu den Prinzi­
pien von Nürnberg besonders im Gesetz gegen die Ver­
jährung der Kriegs- und Nazi-Verbrechen und in den 
Urteilen des Obersten Gerichts gegen Oberländer und 
Globke sowie durch ihre gesamte Entwicklung, derzu- 
folge es kein Problem „unbewältigter Vergangenheit“ 
in der DDR gibt, eindeutig und unanfechtbar dargetan.

Den Kräften, die bemüht sind, die Rechtsgrundsätze 
von Nürnberg im Bewußtsein der Menschheit wach­
zuhalten und sie in der Gesetzgebung und Rechtspraxis 
der Staaten weiterleben zu lassen, stehen Kräfte gegen­
über, die Nürnberg zu einem dunklen, trüben und 
rechtsunwirksamen Kapitel unserer Geschichte und 
Strafrechtsentwicklung machen möchten. Bereits 1955 
mußte Jerzy S a w i c k i in seinem Buch „Als sei 
Nürnberg nie gewesen ...“ feststellen, „daß mit dem 
Wiedererstehen des deutschen Militarismus die Gefahr 
entsteht, daß es wiederum zur Begehung solcher Ver­
brechen kommt. Die Völker werden es aber ... nicht 
zulassen, daß der Grundsatz der persönlichen Verant­
wortlichkeit der Täter für derartige Verbrechen seine ' 
Gültigkeit verliert“.
Die Versuche jener Kreise, die aus der Vergangenheit 
nicht nur nicht lernen, sondern sie auch zur Gegenwart 
machen möchten, die danach trachten, die in Nürnberg ^ 
und der Rechtsprechung der folgenden Jahre verwirk­
lichten Rechtsgrundsätze in nihilistischer Weise zu zer­
stören, haben bis auf den heutigen Tag nicht aufgehört.

Vor einiger Zeit diskutierte die Katholische Akademie 
in Bayern über „die Möglichkeiten und Grenzen für 
die Bewältigung historischer und politischer Schuld in 
Strafprozessen“. K r a n z b ü h l e  r, ehemaliger Vertei-
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